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P i y i - A Pl
.Kirchen — die Wahrzeichen von Dérfern und Stddten — erleiden nach und nach alle dasselbe Schicksal: sie werden von
méchtigen Bauten «libertrumpft». Steht die Peter-und-Paul-Kirche in Ziirich im Schatten eines Bankhochhauses, so ist es
in Basel die Predigerkirche, die hinter den Neubauten des Kantonsspitals «verschwindet». Sind Kirchen bald keine
Wahrzeichen mehr? Unser Flugbild zeigt das neue Bettenhaus des Kantonsspitals Basel und im Vordergrund die
Predigerkirche. (Flugaufnahme: Comet)

,lﬁ/ Eine Tagung der VLP

Probleme der Stadtplanung —
Probleme der Ortsplanung

Eine grosse Informationstagung tber Pro-
bleme der Stadtplanung und Probleme der
Ortsplanung fihrte im November des letzten
Jahres die Schweizerische Vereinigung fur
Landesplanung (VLP) durch. «Planen heute»
hiess das Tagungsthema, und prominente
Referenten hatten sich zur Verfligung ge-
stellt. Im Vorfeld der Abstimmung Uber das
eidgendssische Raumplanungsgesetz kam
der Tagung erstrangige Bedeutung zu. Es
hatten sich denn auch tber 600 Zuhérer im
Kongresshaus in Zurich eingefunden. Wir
veroffentlichen nachstehend die Referate
von Bundesrat Dr. Furgler, Nationalrat Dr.
Tschappat, Direktor Dr. Rudolf Stlideli, Profes-
sor Dr. P. Saladin und alt Standerat Dr. Roh-
ner im Wortlaut. Ferner findet der Leser eine
Zusammenfassung eines Gesprachs, das
unter der Leitung von H. Aregger mit A. Was-
serfallen und P. Schatt stattfand.
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Raumplanung als

foderalistische Aufgabe in der Zeit
des Konjunktureinbruchs :

Von Bundesrat Dr. Kurt Furgler,
Vorsteher des Eidgendssischen
Justiz- und Polizeidepartements

Einleitung
Wer von uns hat nicht schon das Ge-
fihl gehabt, er miisse sich taglich mit
Neuen Problemen und Schwierigkeiten
auseinandersetzen? Wer will all diese
Probleme noch lésen? Wer kann sie
I6sen? Diese Frage stellt sich mit be-
Sonderem Nachdruck dort, wo die
Offentlichkeit betroffen ist. Bei den
einen ist die Frage rasch beantwortet.
Fir sie kann es grundsatzlich nur der
Private sein, ja sie schieben die Verant-
Wortung flr einen Teil der entstande-
Nen Probleme direkt dem Staate und
Seinen Aktivitdten zu. Andere wiederum
Sehen in der gegebenen Situation das
Nvermogen der Privatinitiative und
des marktwirtschaftlichen Wirtschafts-
Systems und leiten daraus ab, nur die
Offentliche Hand sei in der Lage, die
9ewiinschte Korrektur vorzunehmen.
In diesem Spannungsfeld der Ansich-
ten ist grundsatzlich auch die Diskus-
Slpn Uber foderalistische oder zentrali-
Stische Lésungsméglichkeiten der uns
driickenden Probleme zu betrachten.
Bei vielen neuen Aufgaben stellt sich
nicht nur die Frage nach dem geeigne-
ten Trager fur diesen speziellen Be-
'®ich; die ganze Aufgabenteilung zwi-
Schen Bund und Kantonen und auch
ZWischen Kantonen und Gemeinden
Wird in die Fragestellung einbezogen.
In vielen Fallen allerdings liess sich ein
C{flsens Uber den zweckmaéssigsten
Tri_iger einer Aufgabe ohne Schwierig-
keiten erzielen. So diirfte es wohl kei-
Nem Anhinger des Foderalismus ein-
fallen, zu verlangen, die AHV misse
kommunal geregelt werden und die
ationalstrassenplanung sei den Ge-
Meinden zu Giberbinden. Ebenso diirfte
€S bei Anhiangern eines verstarkten
Zentralismus unbestritten sein, dass es
Unzweckmassig wire, die bauliche Ge-
Staltung eines Quartiers oder eines
Dorfteils einer eidgendssischen Be-
hérde in Bern zu Ubertragen. Foderalis-

Mus ist eben nicht ein Universalmittel-

Und eine einmalige Grundsatzerkls-
rung; der Féderalismus muss sich tag-
lich und bei jeder Aufgabenzuteilung
Neu durchsetzen und bewahren.
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Planung als foderalistische Aufgabe

Ausgangslage:

unerwiinschte Entwicklungen

Die wirtschaftliche und technologische

Entwicklung und die starke Bevdlke-

rungszunahme haben uns nicht nur

mitgeholfen, alte Probleme zu ldsen —
ich denke hier zum Beispiel an den

Ausbau der sozialen Sicherheit —, sie

haben auch unzéhlige neue Probleme

geschaffen. Probleme, die sich nicht
mehr isoliert |6sen lassen, weil sie
nicht nur durch einen einzigen und klar
erkennbaren Umstand verursacht und
bestimmt wurden. Lassen Sie mich das

Gesagte mit einem Beispiel aus der

Wirtschaftspolitik verdeutlichen:

Das Inflationsproblem ist auch heute

noch nicht bewaltigt. Die Bekampfung

der Inflation kann aber nicht mehr von
den gleichen Voraussetzungen ausge-
hen wie vor drei, vier Jahren. Heute
mussen wir verstérkt auf die Riuckwir-
kungen, zum Beispiel auf die Beschaf-
tigungslage, achten und sogar auf

Massnahmen verzichten, die wohl fur

die Inflationsbekampfung wirksam

wéren, die aber zuséatzliche Arbeits-
platze gefahrden koénnten.

Ubertragen auf unser Problem der

Raumplanung ist festzuhalten, dass es

eben keinen Fieberthermometer fur

raumliche  Krankheitserscheinungen
gibt und dass auch ein planerisches

Wunderkraut fir die rasche und end-

gliltige Besserung der Situation in un-

serer Apotheke fehlt. Wir stossen auch
heute noch téaglich auf unerwiinschte

Entwicklungen:

— Landwirtschaftsgebiete, die durch
andere, wirtschaftlich stérkere Nut-
zungen beeintrachtigt oder zerstort
werden;

— Berggebiete, die sich in weiten Ge-
bieten entleeren, wirtschaftlich und
kulturell ausbluten und der Allge-
meinheit dadurch neue Probleme
aufladen;

— Berggebiete, die in einzelnen Ge-
meinden durch eine einseitige und
nicht mit den raumlichen Gegeben-
heiten abgestimmte Entwicklung
sich langfristig wirtschaftlich «krank
wachsen»;

— grosse Stadte, die ihre Infrastruktu-
ren, ihre Spitdler und Schulen aus-
bauen und gleichzeitig ihre Bevdlke-
rung verstarkt an die umliegenden

Bundesrat Dr. Kurt Furgler, Vorsteher
des Eidgendssischen Justiz- und
Polizeidepartements, bei seinem stark
beachteten Referat «Raumplanung als
féderalistische Aufgabe in der Zeit des
Konjunktureinbruchs»

Gemeinden verlieren, ohne dass sich
diese Gemeinden dem Nutzen ent-
sprechend an den Kosten beteiligen;

— landliche Gebiete, die zur Erholung
der Stadtbevdlkerung dienen und die
im Interesse dieser Stadtbevdlkerung
auf- eine bestimmte bauliche Ent-
wicklung verzichten sollten, ohne
dafiir auch eine Gegenleistung zu er-
halten;

— Standortentscheide flr wichtige
technische Anlagen der Infrastruktur
(z. B. Verkehr, Energie, Umwelt-
schutz) ohne gentgende Beruck-
sichtigung der heutigen und zukunf-
tigen rdumlichen Entwicklungsvor-
stellungen;

— zahllose andere téagliche Entscheide,
die vorwiegend wirtschaftlich beur-
teilt werden und deshalb die Anlie-
gen wirtschaftlich schwacherer Nut-
zungen, wie die der Landwirtschaft,
der Erholung oder der Erhaltung
nicht gentigend beriicksichtigen.

Es wird Ihnen gehen wie mir: Wir konn-

ten aus dem Stegreif die Liste beliebig

verlangern.

Kooperativer Féderalismus als
Voraussetzung der Raumplanung
Gleichglltig von welchem Standort
und unbesehen von welchem Blickwin-
kel aus wir die Raumordnung Schweiz
betrachten, mussen wir heute feststel-
len, dass es verschiedene Interessen an
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diesem Raume gibt, die bisher nicht
oder zu wenig durchgesetzt werden
konnten. Die Raumplanung Schweiz
umfasst nicht nur wirtschaftliche
Aspekte; sie kann deshalb auch nicht
nur das Ergebnis eines ausschliesslich
marktgesteuerten Prozesses von Ange-
bot und Nachfrage sein. Die Summe
aller Entscheide und Verhaltensweisen
der Grundeigentimer kann deshalb
das gewiinschte Bild der Schweiz gar
nicht ergeben. Umgekehrt ist es auch
ausgeschlossen, dass hier die offent-
liche Hand allein eine tragfahige
Losung prasentieren kdnnte. Auch dar-
Uber scheint ein weitgehender Konsens
der Meinungen zu bestehen.

Diese Meinung widerspiegelt sich auch
in den Bodenrechtsartikeln 22ter und
22quater der Bundesverfassung, wie
sie am 14. September 1969 von Volk
und Standen angenommen worden
sind. In diesen Artikeln ist nicht nur die
Zielsetzung der Raumplanung veran-
kert, sondern es ist auch die Rollenver-
teilung zwischen Bund und Kantonen
geregelt. Der Bund ist verpflichtet, in
Erfillung seiner Aufgaben die Erfor-
dernisse der Raumplanung zu beriick-
sichtigen, die Kantone in ihren Bestre-
bungen zu férdern und zu koordinieren
und auf dem Wege der Gesetzgebung
Grundsatze fiur die Verwirklichung der
Raumplanung aufzustellen. Die zweck-
massige Nutzung des Bodens und die
geordnete Besiedlung des Landes, die
durch die Raumplanung sichergestellt
werden sollen, ist demgegenuber —
immer nattrlich im Rahmen der Grund-
satze — Aufgabe der Kantone.

Diese Kompetenzregelung wird im
Raumplanungsgesetz zusatzlich ver-
deutlicht, so beispielsweise dadurch,
dass die kantonalen Gesamtrichtpléane
einerseits die Sachpldane des Bundes
zu berlcksichtigen haben (Art. 7 Abs. 1
RPG) und anderseits fiir die Behérden
des Bundes verbindlich sind (Art. 8
Abs. 1 RPG). Erst durch dieses gegen-
seitige Zusammenwirken entsteht die
zur Realisierung der raumplanerischen
Ziele erforderliche Basis. Das ganze
Gesetz ist von diesem Gedanken getra-
gen. Es existiert kein einziges Pla-
nungsmittel, das beispielsweise dem
Bund allein zur Verfligung stehen
wirde. Ich weiss, dass man verschiede-
nerorts das Gegenteil behauptet. Es ist
nur zu hoffen, dass diese Herren in der
Diskussion uber das Raumplanungsge-
setz einmal aufgefordert werden, den
entsprechenden Beweis anzutreten.
Gestatten Sie mir dazu einen kleinen
Exkurs: Noch wéhrend der Raumpla-
nungsdiskussionen in den eidgendssi-
schen Réten hat die Chefbeamtenkon-

ferenz des Bundes einen raumplaneri-
schen Leitbildentwurf CK-73 entwor-
fen. Der Bundesrat hat Ende 1973
davon Kenntnis genommen und mein
Departement damit beauftragt, mit die-
ser Grundlage das Gesprach mit den
Kantonen aufzunehmen. Wir haben das
Leitbild den Kantonen uberreicht und
mit aller Deutlichkeit darauf hingewie-
sen, was im Leitbild selber und seinen
Karten wiederholt vermerkt ist: Es han-
delt sich um eine Arbeits- und Diskus-
sionsgrundlage, das Leitbild zeigt nur
nationale Tendenzen; die Kantone und
Gemeinden legen spéater die entspre-
chenden Nutzungen und Standorte im
Rahmen ihrer Zusténdigkeit selber fest.
Wir haben diesen Herbst gemeinsam
mit den zustandigen kantonalen Regie-
rungsvertretern eine Bilanz Uber die
Arbeiten gezogen und konnten uns
dabei Uberzeugen, wie wertvoll dieser
Anstoss mit dem CK-73 gewesen war.
Wir haben aber auch festgestellt, dass
die Verfassungsaufgabe, die sich den
Kantonen in der Raumplanung stellt,
noch sehr unterschiedlich angegangen
worden ist. Das Uberrascht deshalb
nicht, weil das dazugehoérige Gesetz
noch nicht in Kraft ist. Das ganze Vor-
gehen, alle Erkldrungen konnten aber
nicht verhindern, dass es auch heute
noch Leute gibt, die in der Offentlich-
keit erklaren, die Raumplanung des
Kantons X oder des Kantons Y werde
vom Bund aus durch das Leitbild CK-
73 zentralistisch geregelt. Die Kritiken
gipfeln im Satz eines Raumplanungs-
gegners, der sich beklagt: «Jetzt will
man uns noch die Zusammenarbeit
vorschreiben!» Ich méchte diesen Kriti-
kern ein Wort von Prof. Herbert Lithi
zu bedenken geben: «Der Hader um die
foderalistische Aufgabenteilung spielt
sich denn auch gar nicht zwischen dem
Bund und den Kantonen als organisier-
tes Staatswesen ab; das ,foderalisti-
sche Unbehagen’ ist vielmehr das
Streitross einer diffusen, in keiner kon-
struktiven Instanz verkorperten, rein
ideologischen Fronde von Neinsagern
geworden, der jede bundesstaatliche
Bewaltigung  gesamtschweizerischer
Aufgabe ein Greuel und ein Stindenfall
des Foderalismus ist.» (In «Jahrbuch
der Neuen Helvetischen Gesellschaft»,
1965, S. 45.)

Die Leitbildarbeiten werden weiterge-
fahrt, weil auf diese Weise die gemein-
samen Probleme von Kantonen und
Bund am besten sichtbar gemacht wer-
den kdnnen. Wir werden dabei aber ein
vernlinftiges Tempo anschlagen, das es
den Kantonen jederzeit erlaubt, in der
Konkretisierung der kantonalen bevol-
kerungs- und nutzungsmassigen Ent-

wicklungsvorstellungen einen inner-
kantonalen Konsens zu finden. Denn es
sind ja die Kantone, die im Rahmen des
Verfassungsauftrages die notwendigen
Entscheide und Lokalisierungen zu
treffen haben. Zusétzlich werden wir zu
berlicksichtigen haben, dass die Vor-
bereitungen fiir das Raumplanungsge-
setz und die sich daraus ergebenden
Anschlussarbeiten einen grossen zeit-
lichen und personellen Aufwand bedin-
gen werden.

Die Wirtschaft ist mitbetroffen und
miteinbezogen

Die Raumplanung lebt nicht von den
Planen; sie erfordert eine Vielzahl von
raumlich aufeinander abgestimmten
Einzelentscheiden. Eine gewlnschte
rdumliche Ordnung bedingt deshalb
auch ein Zusammenwirken der 6ffent-
lichen Hand mit den Privaten, insbe-
sondere mit der Wirtschaft. Der Verfas-
sungsauftrag fordert aber nicht nur
eine Raumplanung, die eine zweck-
massige Nutzung des Bodens und eine
geordnete Besiedlung des Landes an-
strebt; er schitzt gleichzeitig auch das
Eigentum an Grund und Boden. Damit
hebt sich die Raumplanung klar ab
sowohl von der Utopie der Selbstregu-
lierung aller Interessen am Raum als
auch von einer Planwirtschaft mit voll-
standig vergesellschaftetem Eigentum.
Fir die Wirtschaft hat die Raumpla-
nung nicht nur direkte, sondern auch
zahlreiche indirekte Wirkungen. So
kann die Raumplanung die Rahmenbe-
dingungen flr die Wirtschaft gezielt
verbessern und dadurch indirekt den
privaten Investitionsentscheid beein-
flussen. Fur den Standortentscheid
sind némlich nicht nur die Uberbau-
ungsmoglichkeiten der Parzelle, wie
sie sich durch die Nutzungsordnung
der Gemeinde ergeben, von Bedeu-
tung, sandern auch die ganzen Fragen
der Erschliessung, der Ausstattung und
der Nachbarschaft. Hier dirfen wir
nicht nur an die Verkehrserschliessung
und die Versorgung mit Energie und
Wasser denken. Die Arbeitskrafte, die
dort arbeiten, die Kunden, die dort ein-
kaufen, die Lieferanten, die dorthin lie-
fern, missen ihrerseits Voraussetzun-
gen vorfinden, die ihnen zusagen.
Zahlreiche raumliche Interessenkon-
flikte, die zwischen Wirtschaft und
Raumplanung gesehen werden, sind
gar nicht Probleme der Raumplanung,
sondern unterschiedliche Anforderun-
gen der verschiedenen Wirtschaftssek-
toren und Branchen an den Raum. Die
Fremdenverkehrswirtschaft wird an die
Raumplanung andere Anforderungen
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Stellen als beispielsweise ein Industrie-
unternehmen. Ebenso sicher werden
sich die Interessen des Gross- und De-
tailhandels kaum mit jenen der Land-
Wirtschaft decken. Diese Interessen-
konflikte miissen, zusammen mit den
andern Interessen am Raum, ausgetra-
gen  werden. Marktwirtschaftliche
Mechanismen kénnen hier nicht spie-
len, weil der gesamtwirtschaftlich giin-
stigste Standort nicht mit einer be-
triebswirtschaftlichen Kostenrechnung
ermittelt werden kann. Die Raumpla-
Nung bietet sich an, die verschiedenen
Interessen am Boden sichtbar zu
Machen, mit grundsatzlich gleichem
Gewicht zu beriicksichtigen und
Schliesslich in einer Abwagung der In-
teressen eine gesamthaft verniinftige
LSsung vorzulegen und rechtlich ver-
bindlich zu verankern.

Raumplanung in der Rezession

In der Raumplanung gibt es kein
Nullwachstum
Wiederholt hért man die Frage, ob
denn die Raumplanung auch in der
Rezession und in Zeiten eines geringen
evblkerungswachstums noch eine
Berechtigung habe. Die Raumplanung
Sei doch ein Kind der Hochkonjunktur
und deshalb nur geeignet, Wachstums-
Probleme zu lésen. Ja man hat mir
Sogar aus einflussreichen Kreisen zu
Verstehen gegeben, man solle die
RElumplanung vergessen, sie sei heute
Weder nétig noch dringlich.
D'_e anhaltende wirtschaftliche Ent-
Wicklung der Nachkriegszeit hat nicht
nur Vorteile gebracht, sondern auch
P_robleme geschaffen. Zu diesen gehort
Sicher die (iberdurchschnittlich gestie-
9ene Beanspruchung unseres Lebens-
raums. Seit dem Jahre 1850 hat sich die
Zahl der Einwohner der Schweiz rund
Vefzweieinhalbfacht. In der gleichen
Zg!t stieg aber die Bevolkerung der
Stadte um das 23fache. Unsere Anspri-
Che an den Boden haben sich nicht nur
durch den Bevolkerungszuwachs der
NaChkriegsjahre vergrossert; jeder ein-
Zelne beansprucht heute wesentlich
Mehr Boden als noch vor einer Genera-
tion,
Allein in den 25 Jahren zwischen 1942
Und 1967 verbrauchten wir rund
100 000 Hektaren unseres Kulturlandes
fUr Siediungszwecke; jeden Tag rund
10 Hektaren, jede Sekunde 1 Quadrat-
Meter. In den gleichen 25 Jahren stieg
die Wohnbevslkerung der Schweiz um
knapp 2 Mio Einwohner oder um
glelchviel, wie in den vorangegange-
nen rund 100 Jahren zusammen. In der
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gleichen Zeitspanne von 25 Jahren
ging aber die Gesamtbevdlkerung aller
Gemeinden mit weniger als 2000 Ein-
wohnern absolut zurtick. Und verges-
sen wir nicht: 2500 aller rund 3000
schweizerischen Gemeinden zahlen
weniger als 2000 Einwohner.
Versuchen wir diese Zahlen. zusam-
menzufassen, so kénnen wir feststel-
len, dass der iberdurchschnittliche Be-
volkerungszuwachs der Nachkriegszeit
mit einer Uberproportionalen Bean-
spruchung unseres Lebensraums ver-
bunden war. Aber wohlverstanden: Der
Kulturlandverlust ist nur rund zu einem
Drittel durch die Bevdlkerungszu-
nahme bedingt; rund zwei Drittel sind
dagegen auf unsere gestiegenen An-
forderungen, auf den wachsenden An-
spruch jedes einzelnen von uns, zu-
rickzufihren. Damit ist auch gesagt,
dass eine Stabilisierung im Bevdlke-
rungswachstum nicht gleichzeitig be-
wirken kann, dass kein zusatzliches
Kulturland mehr beansprucht wird.
Wenn zudem in Zeiten der starksten
demografischen  Entwicklung  ein
Grossteil unserer Gemeinden gesamt-
haft gesehen an Bevodlkerung verloren
hat, kann man leider daraus auch nicht
ableiten, dass in der heutigen Zeit
diese Entwicklung stillstehen werde.
Die eben geschilderten Entwicklungen
der Nachkriegszeit, beurteilt im dama-
ligen Lichte der wachstumsorientierten
Entwicklungsperspektiven, mussten ja
direkt in die Forderung nach einer Kon-
trolle der rdumlichen Entwicklung aus-
minden. Die Bodenrechtsartikel wur-
den noch in einer Zeit ungebrochenen
Wachstums von Volk und Stédnden gut-
geheissen. Das darauf aufbauende
Raumplanungsgesetz wird aber nun
dem Souverdn unterbreitet in einer
Zeit, in der sich der Stimmbdrger in
Sorge um seinen Arbeitsplatz oder sei-
nen bisherigen Verdienst kaum Gedan-
ken Uber die weitere Entwicklung unse-
res Lebensraums machen wird. Denn
es ist nicht zu leugnen, dass in Zeiten
wirtschaftlicher Anpassungsschwierig-
keiten die Sorge um die persdnliche
Situation uns andere gravierende Pro-
bleme vergessen oder in den Hinter-
grund verdréngen lasst.

Sicher ist das Raumplanungsgesetz
unter dem Eindruck der eben geschil-
derten Entwicklung entstanden; ver-
schiedene Detailregelungen deuten
darauf hin. Ist das Raumplanungsge-
setz aber wirklich nur fur Zeiten des
Wachstums geschaffen? Ist es ein Kind
der Wachstumseuphorie? Nein! Denn
die Raumplanung ist kein «Eintopfge-
richt». Sie bietet Instrumente und Mit-
tel fiir alle Situationen an; es geht nur

darum, diese nach Mass und mit Mass
zu kombinieren und einzusetzen.

Die Aufgaben der Raumplanung wer-
den nie in der ganzen Schweiz die glei-
chen sein. In einer Gemeinde ist der
Nutzungsdruck gross und droht das
rdumliche Gleichgewicht zu storen.
Hier kann die Raumplanung mithelfen,
die Entwicklung zu lenken, Interessen-
ausgleiche vorzunehmen und Fehlent-
wicklungen zu verhindern. Versucht
man hingegen die wirtschaftliche Ent-
wicklung in gewissen Gebieten zu for-
dern, erhalt die Raumplanung eine an-
dere Aufgabe. Sie muss hier mithelfen,
die entsprechenden  Massnahmen
rdumlich abzusichern, mégliche Stand-
orte flr Investitionen vorzuschlagen
und sicherzustellen. Kurz, sie muss im
Rahmen des Verfassungsauftrags zu
einem harmonischen Wachstum beitra-
gen. Sie soll mithelfen, die rdumlichen
Aktivitdten der Privaten, der Wirtschaft
und der 6ffentlichen Hand so abzustim-
men, dass sich alle Partner optimal ver-
halten kénnen.

Haben die Prognostiker versagt?

Gerne gibt man gewissen «Prognosen»
(in diesem Zusammenhang geistern
immer noch die 10 Mio Einwohner der
Schweiz im Jahre 2000 herum, obwohl
bis heute noch niemand die wissen-
schaftliche Quelle dieser Angaben
nachweisen konnte) die Schuld fur
heute unrealistisch erscheinende Pla-
nungen. Aber waren diese Entwick-
lungsvorstellungen nicht das Spiegel-
bild unserer Wiinsche und Bestrebun-
gen? Wer wére vor zehn Jahren aufge-
standen und héatte sich fur eine Pla-
nung eingesetzt, die unsern heutigen
Bedlrfnissen angepasst ist, und wer
von lhnen hétte ihn unterstutzt? Waren
diese Prognosen und die dahinterste-
henden Vorstellungen nicht Treibstoff
far den Motor der wirtschaftlichen Ent-
wicklung?

Die Randbedingungen fiir die Raum-
planung haben sich veréndert; der viel-
zitierte «Trend» ist gebrochen. Wer nun
daraus ableitet, man kdnne auf die Pla-
nung verzichten, hat nicht verstanden,
dass meist nicht die Planung selber,
sondern die Vorstellungen, die hinter
ihr standen, falsch waren. Denken Sie
an die Wirtschaft. Es gibt in der
Schweiz keinen einzigen Unternehmer,
der seine mittelfristige Unterneh-
mungspolitik in den letzten zwei Jahren
nicht Uberprift hat. Die weltwirtschaft-
liche Lage und die konjunkturelle
Situation in der Schweiz haben eben zu
neuen Randbedingungen geflihrt. Die-
sen gilt es Rechnung zu tragen und der
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Uberpriifung der Planungen zugrunde
zu legen.

Defaitismus mit Hintergedanken?

Das gleiche gilt fir die offentliche
Hand. Ein Verzicht auf Planung wiirde
dort, wo noch keine besteht, zu glei-
chen Problemen flihren, wie wir sie zu
Hunderten in den vergangenen Jahren
bereits erlebt haben. Dort wo zu grosse
Bauzonen ausgeschieden worden sind,
wirde die Gemeinde zur Erschliessung
verpflichtet, obschon die Nachfrage
nach erschlossenem Bauland in weiten
Gebieten der Schweiz zuriickgegangen
ist. Kann es Aufgabe der 6ffentlichen
Hand sein, mit Steuergeldern Zonen zu
erschliessen und auszustatten, die flir
das 10- oder 20fache der in den néch-
sten 30 Jahren zu erwartenden Bevol-
kerungsentwicklung ausreichen wir-
den? Anpassungen sind notwendig;
die Forderung kommt insbesondere
auch von den Gemeinden und Grund-
eigentimern selber. Die Anpassungen
werden aber so vorzunehmen sein,
dass das Eigentum gewahrleistet bleibt
und die offentliche Hand die daraus
entstehenden Verpflichtungen zu tra-
gen vermag. Das Raumplanungsgesetz
gibt den Kantonen und Gemeinden
Méoglichkeiten, diese Probleme besser
bewaltigen zu kénnen.

Niemand bestreitet, dass die verander-
ten wirtschaftlichen Randbedingungen
die Aufgaben der Raumplanung in
einem etwas andern Licht erscheinen
lassen. Ebenso unbestritten diirfte aber
auch sein, dass die langfristigen Aufga-
ben der Raumplanung nicht allein
kurzfristig und nicht allein wirtschaft-
lich beurteilt werden diirfen. Vergessen
wir nicht, dass Private und o6ffentliche
Hand zusammen auch heute noch tag-
lich Dutzende von Millionen Franken
investieren. Denken wir daran, dass der
Anteil der 6ffentlichen Hand am Bauvo-
lumen eher zunimmt. Denken wir wei-
ter daran, dass im Rahmen der Kon-
junkturankurbelungsmassnahmen die
offentliche Hand zusétzliche Mittel in
die Bauwirtschaft einspritzt. Selbst
jene, die sich als Feinde des Leistungs-
staates immer wieder profilieren moch-
ten, nehmen heute diese zusétzliche
Aktivitat der 6ffentlichen Hand gerne in
Kauf. Im Gesamtinteresse ist daraus
aber auch der Auftrag abzuleiten, die
zuséatzlichen Mittel zielgerichtet einzu-
setzen. Wohl geht es in erster Linie um
die Erhaltung von Arbeitsplatzen, aber
wir mussen das knapper werdende
Geld auch so anlegen, dass jene, die es
heute oder morgen aufbringen missen
— das sind wir alle —, daraus einen moég-
lichst grossen Nutzen ziehen kénnen.
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Wer heute auf die Raumplanung ver-
zichten mochte, Ubersieht diese Zu-
sammenhéange — oder will sie nicht
sehen. Was wirden Sie von einer Ge-
meindebehdrde halten, die auf die Aus-
ristung der Feuerwehr verzichtet, weil
es zurzeit in der Gemeinde nicht
brennt? Und wenn es dann einmal
brennt, wiirde man wohl eine Experten-
kommission nach Amerika senden, um
die Frage zu studieren, welche Ausrii-
stungen man nun dringend -bestellen
sollte.

Schlussfolgerungen

Die Zahl der Probleme und deren ge-
genseitige Abhéangigkeit voneinander
nimmt téglich zu. Jeder Entschei-
dungstrager — seien es private oder
offentliche — sieht sich mit dieser Ent-
wicklung konfrontiert. Er kann dieser
Herausforderung nur entgegentreten
mit klaren Vorstellungen Uber seine
eigene Zukunft und jene Schritte, die er
in dieser Richtung unternehmen will.
Planung als systematische Vorberei-
tung von Entscheiden und Massnah-
men ist deshalb an sich weder «gut»
noch «bose».

Das Raumplanungsgesetz stellt eine
Rahmenordnung auf. Darauf kann jede
Planung aufbauen, unabhéngig davon,
wie die Entwicklungsmdglichkeiten be-
urteilt und berlicksichtigt werden. Ein
Riickgang in der Bevdlkerungszu-
nahme oder eine wirtschaftliche Rezes-
sion ist nicht gleichbedeutend mit
einem Wachstumsstillstand in jeder
Gemeinde der Schweiz. Erinnern wir
uns daran, dass nicht die Bevodlke-
rungszunahme uns die gréssten rdum-
lichen Probleme gebracht hat, sondern
die Wanderungen der Bevolkerung von
den landlichen in die stddtischen Ge-
biete — also die Migration — und die ge-
steigerten Anspriiche der Bevdlkerung
und der Wirtschaft. Migration und Be-
darfsédnderungen sind deshalb fiir die
Raumplanung gréssere Verdnderungs-
faktoren als der reine Bevélkerungszu-
wachs.

Einige Kantone besitzen heute bereits
ausgezeichnete Bau- und Planungsge-
setze. Keines dieser Gesetze kann aber
das Verhéltnis zwischen benachbarten
Kantonen regeln. Keines dieser Ge-
setze kann das Verhéltnis zwischen
Bund und Kantonen ordnen. Solange
aber der Bund mit seinen Sachaufga-
ben im Bereiche der Infrastruktur der-
art grosse Auswirkungen auf die rdum-
liche Ordnung hat, kann eine Raumpla-
nung Schweiz, die auf der Stufe der
Kantone und nur isoliert fir diese Giil-

tigkeit hat, einen Grossteil der ein-
gangs erwahnten Probleme nicht be-
waltigen.

Auch ein Ruckgang der Investitionen
entbindet uns nicht von der Planung.
Je geringer die Mittel sind, die wir ein-
setzen konnen, desto klarer miissen
Schwergewichte  gesetzt  werden.
Selbst wenn nur noch der Erneue-
rungsbedarf befriedigt werden kénnte,
muss geprlift werden, wo und in wel-
cher Reihenfolge dies geschehen soll.
Also wird auch hier die Raumplanung
notwendig sein. Das Gesagte gilt auch
fur Investitionsprogramme der 6ffent-
lichen Hand, die zur Ankurbelung der
Konjunktur aufgestellt werden. Wenn
die offentliche Hand ihren Anteil an der
gesamten Bautétigkeit unter konjunk-
turellen Gesichtspunkten bewusst ver-
grossert, hat sie auch die Aufgabe, dies
im Sinne des Verfassungsartikels ziel-
gerecht zu tun.

Eine echte Interessenabwagung ist
nicht moéglich, wenn diese nicht nach
gewissen Grundsédtzen erfolgen kann.
Das Raumplanungsgesetz bringt die
Mittel und Instrumente, um bei rdum-
lich bedeutsamen Entscheiden eine In-
teressenabwéagung vorzunehmen und
echte Prioritaten zu setzen. Prioritéten
sind immer politische Entscheide.
Daran wird auch das Raumplanungs-
gesetz nichts andern. Es nimmt den
Verantwortlichen diese Aufgabe nicht
ab, es erleichtert sie ihnen nur.

Nutzen wir die Chance, dass uns die
wirtschaftliche Entwicklung eine Atem-
pause gibt, die fir die Raumplanung
notwendigen Instrumente bereitzustel-
len. Es gibt Leute, die ernst genommen
werden mochten, die einmal sagen,
eine Aufgabe sei nicht dringend, man
koénne sie zurickstellen, und die dann,
wenn das Problem uns auf den Négeln
brennt, mit aller Entristung fragen,
wieso man denn keine Vorkehren fir
diese Situation getroffen habe. Geben
wir ihnen zu verstehen, dass wir bei der
Raumplanung aus diesem Teufelskreis
ausbrechen kdénnten. Denken Sie an
den Konjunkturartikel und seine Lei-
densgeschichte; denken Sie an die An-
strengungen zur Errichtung einer
Arbeitslosenversicherung. Denken Sie
aber auch daran, dass die Raumpla-
nung nicht nur wirtschaftliche Interes-
sen verficht und deshalb nicht nur 6ko-
nomischen Betrachtungsweisen zu-
ganglich ist. Raumplanung ist eine Auf-
gabe unserer Gesellschaft flir unsere
Gesellschaft.

plan1 1976



	Raumplanung als föderalistische Aufgabe in der Zeit des Konjunktureinbruchs

